
 Bereichsleiter
 Bereich 4-1
 
 
 Kawicki
 11.06.2015

 Dezernent
 
 
 
 Schmidt
 11.06.2015

 Dezernentin
 
 
 
 Lauxen
 12.06.2015

 Kämmerer
 
 
 
 Tsalastras
 11.06.2015

 Oberbürgermeister
 
 
 
 Wehling
 12.06.2015

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [X]

Gleichstellungsstelle   [X]
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Einrichtung von zwei Zeitstellen beim Bereich 2-2/Umweltschutz zur Beschäftigung von 
Klimaschutzmanagern/innen
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Der Rat der Stadt beschließt die Einrichtung von zwei Zeitstellen zur Beschäftigung von Klima-
schutzmanagern/innen. Die Personalkosten werden zu 85 % durch Fördermittel des Bundesminis-
teriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) refinanziert. Die Stellen sollen 
für die Dauer des Förderzeitraums vom 01.10.2015 bis 30.09.2018 eingerichtet werden.
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1 Bezug
2
3 Beschluss des Rates zur Umsetzung des Klimaschutz- und Wärmenutzungskonzepts vom 30.09.2013 
4 (B/15/2991-01)
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [ ]
12
13     ja [X] siehe Begründung
14
15 b) Sonstige
16
17
18 Begründung
19
20 Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 30.09.2013 die Umsetzung des Klimaschutz- und 
21 Wärmenutzungskonzept als Grundlage für den kommunalen Klimaschutz beschlossen (Vorlage – 
22 B/15/2991-01). In der vorgenannten Vorlage hat die Verwaltung bereits erläutert, dass das Bundes-
23 ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) Fördermittel für die Um-
24 setzung von Klimaschutzkonzepten zur Verfügung stellt und die Absicht besteht, entsprechende Mittel 
25 für den zeitlich befristeten Einsatz von Klimaschutzmanagern/innen zu beantragen.
26
27 Gemäß den Förderrichtlinien wird die Schaffung zusätzlicher Stellen für Klimaschutzmanager/innen 
28 zum Zweck der fachlich-inhaltlichen Unterstützung bei der Umsetzung von integrierten Klimaschutz-
29 konzepten sowie Teilkonzepten für die Dauer von drei Jahren gefördert. Eine Anschlussförderung ist 
30 unter bestimmten Voraussetzungen für maximal zwei Jahre möglich. Die Höhe der Förderung der 
31 Personalaufwendungen beträgt 85 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. 
32
33 Zuwendungsfähige Leistungen, die von den Klimaschutzmanagern/innen durchgeführt werden sollen, 
34 sind insbesondere:
35
36  Aufgaben des Projektmanagements (Koordinierung und Initiierung von Maßnahmen)
37  Fachliche Unterstützung bei der Vorbereitung, Planung, Untersuchung von Finanzierungsmög-
38 lichkeiten und Umsetzung der Maßnahmen
39  Unterstützung bei der Erfassung und Auswertung von klimaschutzrelevanten Daten
40  Aufbau von Netzwerken und Beteiligung externer Akteure sowie Aktivitäten zur Vernetzung mit 
41 anderen klimaschutzaktiven Kommunen
42  Durchführung verwaltungsinterner Informationsveranstaltungen und Schulungen
43  Methodische Beratung bei der Entwicklung konkreter Qualitätsziele, Klimaschutzstandards und 
44 Leitlinien
45
46 Auf den Antrag der Fachverwaltung im Rahmen der Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes der Stadt 
47 Oberhausen die Personalkosten für zwei Klimaschutzmanager/innen zu fördern, ging am 09.06.2015 
48 der als Anlage beigefügte Zuwendungsbescheid des Projektträgers Jülich (Projektträger für das BMUB) 
49 ein. Danach wird eine nicht rückzahlbare Zuwendung in Höhe von 85 % der zuwendungsfähigen Aus-
50 gaben, höchstens jedoch 336.338 EUR für eine Gesamtlaufzeit von drei Jahren bewilligt.
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52 Der Zuwendungsbescheid gilt für den Zeitraum vom 01.10.2015 bis 30.09.2018. Als zuwendungsfähige 
53 Personalausgaben wurde unter Berücksichtigung der Entgeltgruppe 12 Stufe 2 TVöD ein Betrag von 
54 60.468 EUR pro Person und Jahr zugrunde gelegt. Es verbleibt somit ein von der Stadt Oberhausen zu 
55 tragender Eigenanteil in Höhe von rd. 9.070 EUR pro Person und Jahr.
56
57 Der Einsatz von Klimaschutzmanager/innen ist zur Umsetzung des vom Rat beschlossenen Klima-
58 schutzkonzeptes zwingend erforderlich; besonders in der Startphase kann auf eine Unterstützung der 
59 Fachverwaltung bei der Wahrnehmung der o.g. Aufgaben nicht verzichtet werden. Weiterhin würden 
60 sich direkte negative Auswirkungen auf die laufenden und geplanten Maßnahmen zur Umsetzung des 
61 Mobilitätskonzepts der Stadt Oberhausen, das im Rahmen der Haushaltssanierungsplanung zu erheb-
62 lichen Kosteneinsparungen beitragen soll, ergeben.
63
64 Es ist daher beabsichtigt, zwei Zeitstellen für den Einsatz von Klimaschutzmanagern/innen innerhalb 
65 des Fachbereiches 2-2-30 / Klima- und Ressourcenschutz einzurichten und diese für die Dauer des 
66 Förderzeitraumes vom 01.10.2015 bis 30.09.2018 extern im Rahmen von Zeitverträgen zu besetzen. 
67 Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe 12 TVöD. Voraussetzung für die Tätigkeit ist ein abge-
68 schlossenes Fachhochschul- oder Hochschulstudium im Bereich Umweltwissenschaften, Energie, 
69 Geographie, Ökologie oder vergleichbaren Fachrichtungen.
70
71
72
73 Anlage
74
75 Zuwendungsbescheid
76
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